
Drucksache 13/352 
30. 01.95 

Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Antrag 
des Abgeordneten Dr. Jürgen Rochlitz und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Widerspruchsrecht für die Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, durch Änderung ihrer 
Geschäftsordnung ein Widerspruchsrecht der Ministerin für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gegen Beschlüsse der 

Bundesregierung, die Auswirkungen auf die Umwelt haben, zu 

schaffen. 

Die Ausübung und der Umfang des Widerspruchsrechts soll dem 
für den Bundesminister der Finanzen geltenden Recht auf Wider-

spruch (§ 26 GOBReg) entsprechen. 

Bonn, den 18. Januar 1995 

Dr. Jürgen Rochlitz 
Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 



 


